
 
 

 PERSONALAKTEN  
Die Personalakten bei der öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft  

 

Das Führen von Personalakten 

gehört in der öffentlichen Ver-

waltung und öffentlichen Wirt-

schaft zur regelmäßigen betrieb-

lichen Übung. So setzt der § 3 

Abs. 5 TVöD das Führen von 

Personalakten als selbstver-

ständlich voraus. 

 

Es ist bisher nicht normiert, wel-

che Unterlagen in eine Personal-

akte aufzunehmen sind. Inso-

weit gilt der Grundsatz der 

Vollständigkeit und Kontinu-

ität. Die Personalunter-lagen 

sollen demnach spiegelbildlich 

ein möglichst vollständiges, 

wahrheitsgemäßes und sorgfäl-

tiges Bild über die Person des 

Beschäftigten und seinen dienst-

lichen Werdegang geben. Dies 

ist von besonderer Bedeutung 

im öffentlichen Dienst, weil sich 

Einstellung und Beförderung 

von Arbeitnehmern und Beam-

ten nach dem Prinzip der Be-

stenauslese des Art. 33 Abs. 2 

GG richten. 

 

Der Grundsatz der Kontinuität 

und Vollständigkeit dient 

deshalb zum einen den Belan-

gen des Arbeitgebers. Die Per-

sonalakten sind Grundlage für 

einen sachgemäßen Personal-

einsatz und eine effiziente und 

effektive Personalplanung. 

Nicht vollständige bzw. eine 

lückenhafte Wiedergabe von 

Vorgängen in den Personalakten 

könnten zu Fehlentscheidungen 

führen. Das bezieht sich auch 

auf sensible personenbezogene 

Daten der Beschäftigten, wie 

z. B. einer Sucht-/Alkoholer-

krankung. Solche Erkrankungen 

können bei negativer Zukunfts-

prognose gemäß § 1 Abs. 1 

i. V. m. § 1 Abs. 2 Satz 1 

KSchG eine krankheitsbedingte 

Kündigung des Beschäftigten 

sozial rechtfertigen. 

 

Der Grundsatz der Kontinuität 

und Vollständigkeit dient aber 

auch den Interessen des Be-

schäftigten. Dem Grundsatz der 

"Bestenauslese" im öffentlichen 

Dienst entspricht das berech-

tigte Interesse des Beschäftigten 

an einer vollständigen und 

wahrheitsgemäßen Dokumenta-

tion seiner Fähigkeiten, Kennt-

nisse und Leistungen. Denn eine 

unvollständige und lückenhafte 

Wiedergabe von Vorgängen in 

der Personalakte kann ohne 

Weiteres zu Schlüssen führen, 

die für den Beschäftigten nach-

teilig sind. Zudem gewährleistet 

der Vollständigkeitsgrundsatz, 

dass der Beschäftigte in alle ihn 

betreffenden Vorgänge Einblick 

nehmen kann. 

 

Nach dem Grundsatz der Voll-

ständigkeit und Kontinuität be-

stimmt der Arbeitgeber den In-

halt der Personalakte nach Er-

messen. Der Beschäftigte hat 

demnach keinen Anspruch dar-

auf, dass der Arbeitgeber be-

stimmte ihm vom Beschäftigten 

übergebene Unterlagen zur Per-

sonalakte nimmt, es sei denn, 

ohne die Aufnahme derer würde 

gegen den Grundsatz der Voll-

ständigkeit verstoßen und sich 

ein unwahres Bild des Beschäf-

tigten ergeben.  

Dem Arbeitgeber steht die Or-

ganisationsbefugnis hinsichtlich 

der Personalaktenführung zu. Er 

legt die Art und Weise zur Per-

sonalaktenführung nach eige-

nem Ermessen fest.  

 

Der Arbeitgeber kann eigene 

Schriftstücke, denen er keine 

weitere Bedeutung beimisst, je-

derzeit vernichten. Das können 
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z. B. Unterlagen über Gewäh-

rung von Arbeitsbefreiungen, 

über Urlaub, über zurücklie-

gende und erledigte Angelegen-

heiten ohne Bedeutung und 

Auswirkung auf das weitere 

Fortkommen sei.  

 

Begrenzt wird der Umfang der 

legitim aufzunehmenden Unter-

lagen durch das Interesse des 

Beschäftigten am Schutz seiner 

Privatsphäre. Hier können u. a. 

die Kriterien des Fragerechts 

beim Bewerbungsgespräch her-

angezogen werden.  

 

Neben den Personalakten, egal 

ob sie in Form einer Einzelakte 

oder in Nebenakten oder gar in 

einer Vielzahl von Einzelunter-

lagen geführt werden, darf es 

keine weitere Personalakte ge-

ben, die nicht zur Einsicht-

nahme durch den Arbeitnehmer 

bestimmt ist. Die Führung von 

geheimen oder "vertraulichen" 

Akten ist dem Arbeitgeber auch 

in der öffentlichen Verwaltung 

nicht gestattet.  

 

Die RENTA CONTROL 

UNION empfiehlt: 

 

Alle sich auf die Person und die 

dienstlichen Verhältnisse des 

Mitarbeiters beziehenden Un-

terlagen sollten möglichst in ei-

ner Personalhauptakte vollstän-

dig abgelegt werden. Der Be-

schäftigte hat ein Recht darauf 

zu wissen, welche Unterlagen 

an welcher Stelle über ihn exi-

stieren. Daher sollte in der 

Hauptakte ein Hinweis auf an 

anderer Stelle u. U. noch ge-

führte Personalunterlagen ent-

halten sein. 
 

Bei Fragen zur personal- und ta-

riflichen Arbeit wenden Sie sich 

bitte an den Service der RENTA 

CONTROL UNION: 

service@rcu.de 

 

Tel.: 035772 44874 
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